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. Misstpne bei der Umsetzung des Verfassungsartikels «musikalische Bildung»: Die Kantone wollen keine zusãtzlichen Kosten für die 
Musikfõrderung übernehmen un d wehren sich gegen Eingriffe in di e Volksschule. · ·· 

h'~ ·~ JJn ~/u f. ;. ?i1 /r 
· . Von Anja Burri, Bern ftigt sei en, Musik zu unterrichten. Das 

Selten stiess ein Anliegen in einer eid- liege an der rnangelhaften Musikausbil
genõssischen Volksabstirnrnung auf so dung an den Pãdagogischen Hochschu
grosse Syrnpathie wie der Verfassungs- len. Die Initianten und der Musikrat 
artikel zur rnusikalischen Bildung. Fast mõchten den Verfassungsartikel deshalb 
73 Prozent der Stirnrnbevõlkerung spra- unter anderern rnit folgenden Massnah
chen sich vor rund eineinhalb Jahren rnen·umsetzen: 
dafür aus, di e rnusikalische Bildung von · e Di e PãdagogischenHochschulen rnüs
Kindern und }ugendlichen .zu stãrken. sen sicherstellen, dass künftig wieder 
Die Urheber der Volksinitiative }ugend genügend Lehrkrãfte über die erforder
und Musik feierten das Ergebnis als gros- lichen Musikkornpetenzen verfügen. 

· sen Sieg. Sie hatten zuvor iht Volks- e Bis es wieder genügend gut ausgebil
begehren zugunsten des direkten Gegen- déte Volksschullehter für den Musik
vorschlags «rnusikalische Bildung» . unterricht.gibt, sollen Musildebrer der 
zurückgezogen. An der Volksinitiative Musikschulen oder Latenverbãnde an 
war kritisiert worden, dass si e rnit Vor- d en Volksschulen unterrichten dürfen -
gaben zurn Musikunterricht an den · diese haben kein Lehrerdiplorn für die 
Volksschulen zu' sehr in di e Hoheit der Volksschule. 
Kantone eingreife. Der Gegenvorschlag Für die Kantone sind qiese Vorschlãge 
des Parlaments schwãchte dies ab. nicht umsetzbar. Sie sind der Meinung, 

Musikunterricht als «Sparopfer» 
DaS wirkt sich nun auf die Umsetzung 
des Verfassungsartikels.aus: Das Haupt
anliegen der Initianten, den Musikunter
richt an der Volksschule zu stãrken, 
dürfte arn Widerstand der Kantone 
scheitern. Die Gewinner von darnals 

' sin d ernüchtert. «Wir bereuen d en Rück
zug unserer Initiative», sagt Siegfried 
Aulbach, Geschãftsfühter des Vereins 
Jugend und Musik, dem Initianten des 
Volksbegehrens.· 

«Das Fach Musik wird an den Volks-
·. schulen oft nicht so unterrichtet, wie es 
irn Lehtplan vorgesehen wãre;>, sagt Ste
fano Kunz, Geschãftsführer des Schwei
zer Musikrats, des Dachverbands der 

· Schweizer Musikorganisationen. Müsse 
., ein Kanton sparen, werde zuerst beim 
Musikunterricht abgebaut. Es gebe auch 
imrner weniger Musiklehrkrãfte, die be-
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dass der neue Lehrplan 21 die rnusikali
sche Bildung an der Volksschule genü
gend stãrkt und harrnonisiert. «Für den 
Lehrplan 21 sin d neue gerneinsame und 
sehr ehrgeizige Lernziele für den Musik
unterricht ausgearbeitet wordem>, sagt 
Christoph Eyrnann, Baselstãdtischer 
Bildungsdirektor und Prãsident der Kon
ferenz d er kantonalen Erziehungsdirek
toren (EDK). Ob die Lehrerausbildung 
an den neuen Lehrplan angepasst wer
den rnüsse, werde sich bei der Urnset
zung zeigen. Kein Gehõr hat Eyrn(jnn 
auch für die Forderung, Musiklehrer 
ohne Lehrerdiplorn für die Volksschule 
anzustellen. «Das rnuss jeder Kanton 
respektive jede Gerneinde selber ent
scheiden kõ:hnen.» Die unter Spardruck 
stehenden Kantone und Gemeinden 
wehren sich nicht n1,1r gegen neue Vor
schriften zur rnusikalischen Bildung, 
sondern auch gegen zusãtzliche Kosten. 

Musizierende Kinder: Di e Frage ihter Ausbildung fühtt zu Dissonanzen. Foto: Keystone 

Der Verfassungsartikel errnõglicht nam
lich eigentlich vor allern Massnahrnen 
ausserhalb der Volksschule. 

Kritik an der Arbeitsgruppe 
Unter der Leitung des Bundesarnts für 
Kultur (BAK) hat eine Arbeitsgruppe aus 
Vertretern der Musikorganisationen, 
Kantonen und Gemeinden 37Vorschlage 
ausgearbeitet, wie der Verfassungsarti
kel umgesetzt werdenkõnnte. Di e Musik
organisationen hatten die Arbeitsgruppe 
dorniniert, sagt Eyrnann. Und sie hãtten 
für ein «veritables Wunschkonzert» ge
sorgt. Die Vorschlãge reichen von Sub
ventionen für privaten Musikunterricht 

bis zu einer schweizweit organisierten 
Talentfõrderu,ng oder der Einführung 
von Musikunterricht an den Berufsschu
J{!n. «Wenn der Bund solche Massna]].
rnen beschliesst, soll er sie auch finan
zieren», sagt Eyrnann. Und der Direktor 
des Schweizerischen Gerneindeverban
des, Ulrich Kõnig, sagt: «Wir werden 
keine zusatzlichen Kosten akzeptieren.» 
Aus Sicht von Kõnig und Eyrnann tun 
Kantone und Gemeinden bereits viel für 
die rnusikalische Bildung. Für den 
Musikunterricht an der obligatorischen 
Schule geben die Kantone gernãss einer 
Schatzung der EDK pro Jahr rund 
300 Millionen Franken aus. In den rneis-

ten Kantonen finanzieren Gemeinden 
und Kantone zudem zwischen 40 und 
.60 Piozent 'der Kosten des privaten. 
Musikunterrichts. · ' 

Hoffen auf den Kulturminister 
Solche Zahlen reichen den Musikorgani- ' 
sationen nicht: «Alle Kinder und}ugend
lichen rnüssen Zugang zum Musizieren 
erhalteiJ - unabhãngig vom PorternoÍl
naie ihrer Eltern», sagt·FDP-Standerãtin · 
Christine Egerszegi, die sich als Prãsi
dentin von }ugend Ul). d Musik zuerst für · 
die Volksinitiative und dann für den , · 
Gegenvorschlag einsetzte. Heute ist sie 
im Vorstand.des Musikrats. «Wir haben 
nie einen Hehl daraus gemacht, dass 
rnehr Singen und Musizieren auch rneh,r 
kostet.» Egerszegi vertraut aufKulturrni
nister Alain Betset. Dieser sei bereit, die . 
Kantone in die Pflicht zu nehmen. 

Zurzeit prüft das BAK die 37 vorge
schlagenen Massnahmen u:nd -dé'en 
«Kosten-Nutzen-Verhaltnis», wie Yves · 
Fischer, stellvertretender BAK-Direktor 
sagt. Es sei noch nicht klé;lr, wie viel die 1

, 

einzelnen Massnahrnen kosten würden. 
Der Bundesrat entscheidet irn Rahmen , 
der Kulturbotschaft 2016-2019, welche 

· Massnahmen er urnsetzen mõchte. Das 
letzte Wort hat das Parlament. Es wird 
voraussichtlich 2015 über die ne ue Kul- ·. 
turbotschaft entscheiden. Ob das Parla
rnent dem ebenfalls unter Spardruck 
stehenden Bund Mehtausgaben in Mil
lionenhõhe zugesteht, ist zumindest un-. 
sicher. Der Schweizer Musikrat bereitet 
sich auf eine «harte politische Auseinan
dersetzung» vor: «Wenn nõtig werden: 
wir unsere 600 000 Mitglieder rnobiJi
sieren, um das Parlament zu überzeu
gen», sagt Geschãftsführer Kunz. -
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